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Beschluss vom 09. Mai 2012, | B 146/11

Evangelische Kirchensteuerpflicht durch Taufe
BFH I. Senat
GG Art 4, FGO & 115, FGO & 116

vorgehend FG Nurnberg, 24. August 2011, Az: 6 K 145/11
Leitsatze

NV: Es ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass die Mitgliedschaft in der evangelischen Kirche und die hiermit
verbundene Kirchensteuerpflicht aus der Taufe sowie dem Wohnsitz abgeleitet wird.

Grunde

1  Der Klager und Beschwerdefuihrer (Klager) ist vom Beklagten und Beschwerdegegner --dem Evangelisch-
Lutherischen Kirchensteueramt ...-- mit Bescheiden vom 22. September 2010 erstmals zur Kircheneinkommensteuer
2005 bis 2009 herangezogen worden. Der Klager, der bis 1989 in der Deutschen Demokratischen Republik lebte,
wurde im Jahre 1958 getauft. Er Ubersiedelte im April 1989 nach ... (Bundesland X). Am 31. August 2010 erklarte er
seinen Kirchenaustritt.

2 Einspruch und Klage gegen die vorgenannten Bescheide blieben ohne Erfolg. Das Finanzgericht (FG) hat die
Revision nicht zugelassen.

3  Die hiergegen erhobene Beschwerde genligt nicht den Anforderungen an die Darlegung der in § 115 Abs. 2 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) genannten Griinde fiir die Zulassung der Revision (§ 116 Abs. 3 Satz 2 FGO). Sie ist
deshalb zu verwerfen.

4 Der Vortrag, das FG habe gegen seine Amtsermittlungspflicht verstoRen, weil es die angebotenen Beweise nicht
erhoben habe, dass er (bzw. seine Ehefrau) gegenuber den Behorden in X nicht erklart habe, Mitglied der
evangelischen Kirche zu sein, ist unschlussig. Die Vorinstanz hat die Kirchenmitgliedschaft allein aus der Taufe und
dem Wohnsitz des Klagers in X abgeleitet und hierzu erlautert, dass eine hierauf grindende Kirchensteuerpflicht
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) die Glaubens- und Bekenntnisfreiheit (Art. 4 des
Grundgesetzes) nicht verletze (BVerfG-Beschluss vom 31. Marz 1971 1 BvR 744/67, BVerfGE 30, 415, Der Betrieb
1971, 753). Die Ruge des Kldgers zielt mithin darauf, einen aus Sicht der Vorinstanz nicht entscheidungserheblichen
Sachverhalt aufzuklaren; sie ist bereits aus diesem Grunde nicht geeignet, einen Verfahrensmangel des
vorinstanzlichen Urteils (8 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO) darzulegen.

5 Unsubstantiiert ist ferner die Ruge, die Revision sei zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zuzulassen (&
115 Abs. 2 Nr. 2, zweiter Halbsatz FGO), weil das FG "faktisch” vom Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG)
vom 23. September 2010 7 C 22/09 (Neue Zeitschrift flr Verwaltungsrecht, Rechtsprechungsreport --NVwZ-RR--
2011, 90) abgewichen sei. Der Kldger hat es insoweit versdaumt, abstrakte und entscheidungserhebliche Rechtssatze
in der in Bezug genommenen Entscheidung einerseits sowie im vorinstanzlichen Urteil andererseits so konkret zu
benennen, dass eine Divergenz erkennbar wird (vgl. hierzu Graber/Ruban, Finanzgerichtsordnung, 7. Aufl,, 8 116 Rz
42). Im Ubrigen hat das FG selbst ausgefiihrt, dass das Urteil des BVerwG in NVwZ-RR 2011, 90 einen Sachverhalt
betreffe, bei dem nach innerkirchlichem Recht die Religionsmitgliedschaft allein durch Abstammung und Wohnsitz
begriindet werde, im Streitfall hingegen Uber die --verfassungsrechtlich nicht zu beanstandende--
Religionszugehdorigkeit in der evangelischen Kirche aufgrund der Taufe des Klagers zu entscheiden sei. Auch
insoweit lasst die Beschwerde eine substantiierte Auseinandersetzung mit den Erwagungen des FG vermissen.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 1von 1


https://www.bundesfinanzhof.de/de/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201250361/

	Beschluss vom 09. Mai 2012, I B 146/11
	Leitsätze
	Gründe


